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Markt&Technik: Herr Dr. Flocke,
sehen Sie realistische Chancen,
dass die Patentämter ihre Ertei-
lungspraxis ändern und fortan
nach strengeren Richtlinien er-
teilen? 
Dr. Heiner Flocke: Mit dem beste-
henden Rückstau von Millionen
von Patentanträgen droht dem 
Patentsystem der Kollaps. Diese
Bedenken teilt inzwischen auch
die Präsidentin des europäischen
Patentamts (EPA), Frau Dr. Brime-
low, und warnt vor einem »Global
Warming« bzw. sinnlosen »Wett-
rüsten«. Unter dem Motto »Rai-
sing the Bar« soll die Qualität an-
gehoben werden. Die Chefetagen
der Patentämter nehmen die seit
vielen Jahren vom Patentverein
und anderen Initiativen aus der

Interessenverbände der mittelständischen Industrie beklagen
den zunehmenden Missbrauch des Patentsystems. Immer öfter
werden zweifelhafte und unzulässige Schein-Patente erteilt – zum
Nachteil derer, die nicht die Möglichkeit haben, langwierige
Rechtsstreitigkeiten durchzuhalten. Dr. Heiner Flocke, Vorstand
von Patentverein.de e.V und Chef des ASIC-Herstellers iC-Haus,
fordert eine Reform des Patentrechts.

Wirtschaft, von Prüfervereinigun-
gen und in wissenschaftlichen
Studien vorgebrachte Kritik zu-
nehmend ernst, wobei sie aber
Qualitätsmängel überhaupt bzw.
als Folge einer fehlgeleiteten Er-
teilungspraxis verneinen. 

Wenn man nun noch die Stim-
men der besonders negativ betrof-
fenen mittelständischen Wirt-
schaft zu Fehlentwicklungen und
Reformen hört, besteht tatsäch-
lich die Chance zur nachhaltigen
Änderung. Zumindest scheinen
mehr Beteiligte am Patentsystem
zu erkennen, dass die Patentflut
und Ausuferung das System ad
absurdum führen und ihm mehr
schaden als die Kritiker.  

Allerdings darf man die behar-
renden Kräfte in den Ämtern, in
der Politik und in der Rechtspre-
chung sowie den Einfluss der
Großindustrie und der direkt am
Patentwesen Beteiligten nicht un-
terschätzen, so dass ohne Druck
eher keine Reformsprünge zu er-
warten sind. 

Wäre mit einer Verschärfung
der Erteilungsrichtlinien gehol-
fen?
Strengere Erteilungsrichtlinien
würden die Patentflut eindäm-
men, damit aber die Ämter erst
nach Abbau der Warteschlange in
einigen Jahren entlasten. Dies ist
zumindest der richtige Weg, da
sich der Fachkräftemangel in den
Ämtern bei einem insgesamt
schwachen Angebot und hoher
Nachfrage nach Ingenieuren nicht
und schon gar nicht im Wettbe-
werb zur Industrie beheben lässt.
Doppelstudium und ein nicht sel-
ten beobachteter Frust des »Tech-
nikers« gegenüber heutigen Pa-

tenttexten tun ein Übriges. Außer-
dem hat sich herumgesprochen,
dass es mit der Freiheit des Prü-
fers in Selbstverantwortung eher
vorbei ist.

Leiden die Patentämter unter
Sparzwang? Oder wie lässt sich
ihre Überlastung erklären?
Einen gesunden Sparzwang kann
man eigentlich nur begrüßen, da
sich das Patentamt aus Patenten
finanziert und sich im Interes-
senskonflikt befindet: Einnah-
men, Einfluss und die Stellenhie-
rarchie sind mit der Zahl der Pa-
tente gewachsen. Kann man dem
Patentamt zutrauen, selbst und
nachhaltig die Erteilungsrichtlini-
en sogar auf Kosten der Patent-
zahl zu verschärfen? 

Hier ist der Gesetzgeber gefor-
dert, wobei sich aber das EPA in
seiner über-europäischen Organi-
sation klaren Zuständigkeiten
entzieht. Der Verwaltungsrat des
EPA ist überwiegend mit den Ver-
tretern nationaler Patentämter be-
setzt, die wiederum die Hälfte der
Gebühren erhalten. Wirtschaft,
Mittelstand, EU-Parlament und
auch die nationale Politik bleiben
ohne Zugriff. Ich glaube, wir dür-
fen uns nicht allein auf Selbst-
heilungseffekte des Systems ver-
lassen, sondern müssen insbe-
sondere durch den betroffenen
Mittelstand Stellung beziehen
und Reformen einfordern. Politik
und Gesetzgeber, aber auch die
Medien haben zu lange das Pro-
blem ignoriert und Patente mit In-
novation gleichgesetzt. Patenten
wird mit ihrer Erteilung zu leicht-
fertig Gesetzeskraft zugebilligt im
Selbstverständnis aus einer Zeit
vor der Anmeldungsexplosion,
als Prüfer eine Erfindung noch in-
tensiv und vor dem gesamten
Stand der Technik prüfen konn-
ten. Man zitiert immer noch den
Segen der geschützten Adidas
Schraubstollen oder Fischerdü-
bel, heute eher seltene Blockbus-
ter-Patente. Inzwischen hat aber
ein Prüfer nur noch 2 Tage Zeit,

Das Patentsystem benachteiligt den innovativen Mittelstand

»Ein übergroßer Teil der Patente ist 
rein taktisch und nicht innovativ«

DDrr..  HHeeiinneerr  FFlloocckkee,,  
Patentverein.de e.V.

»Wenn der Mittelständler von 
einer Verletzungsklage erst betroffen
ist, ist es eigentlich schon zu spät. Er

sollte sich mit seinem zweifelsohne
vorhandenen Gewicht in die Patent-

diskussion einbringen. «

im Patentdickicht und vor einem
übergroßen Stand der Technik ei-
nen nicht selten verklausulierten
und verallgemeinerten Patenttext
außerhalb der technisch ge-
bräuchlichen Nomenklatur zu
durchdringen, den Stand der
Technik international zu recher-
chieren und abzugrenzen. Die Er-
teilung wird ihm in der Amtspra-
xis leichter gemacht als die Ab-
lehnung, und ein übergroßer Teil
der Patente ist strategisch und
taktisch und bezieht sich eben
nicht mehr auf die großen Inno-
vationen. 

Ist da nicht die Politik gefordert?
Forderungen und konkrete Maß-
nahmen richten sich insbesonde-
re an die Politik und den Gesetz-
geber. Das Patentwesen zeigt Un-
gerechtigkeiten und schadet der
Wirtschaft – mit dieser Aussage
sind insbesondere die Wirt-
schaftsministerien und Hüter der
Marktwirtschaft und des Mittel-
stands angesprochen. Parteipoli-
tisch durchgängige Meinungen
zum Patentwesen bestehen noch
nicht, wohl aber die Bereitschaft
von Politikern, über das Thema
kritisch nachzudenken.

Viele Patente anzumelden gilt
als innovativ. Zudem werden
Wettbewerber durch taktische
Patente in Schach gehalten, Li-
zenzen auf echte Patente brin-
gen zusätzlich Geld. Haben klei-
nere Unternehmen eine realisti-
sche Chance gegen die Praxis
der Konzerne? 
Natürlich nicht; weder als Einzel-
erfinder noch als kleines Unter-
nehmen, das innovative Produkte
auf den Markt bringt. 50 Prozent
der Anmeldungen erfolgen durch
nur 3 Prozent der Anmelder, 1/3
durch nur noch 0,3%, meistens
Vielanmelder mit tausenden von
Patenten. Der Mittelstand ist zwar
Motor der Wirtschaft und beschäf-
tigt die Mehrzahl der Ingenieure,
er ist andererseits aber eher pa-
tentfreie Zone. Seine innovativen >
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Produkte werden weniger durch
asiatische Plagiate als durch ange-
drohte oder erhobene Verletzungs-
klagen des Wettbewerbs bedroht.
Nach dem Trennungsprinzip ur-
teilt das Verletzungsgericht auf Ba-
sis unzureichend geprüfter Paten-
te oft schneller als das Patentge-
richt, das im Einspruchsverfahren
eine intensive Prüfung der Rechts-
mäßigkeit eines Streitpatents
durchführt und evtl. korrigiert. 

Der Schutz einer guten Erfin-
dung ist wichtig und wird als ge-
recht empfunden. Der Schutz vor
ungerechtfertigen Patenterteilun-
gen wird aber zunehmend wich-
tiger, um Missbrauch zu vermei-
den. Der Patentverein beobachtet
und veröffentlicht Patentstreitfäl-
le, in denen vor den Überprüfun-
gen durch Patentgerichte bereits
auf Verletzung entschieden wird,
zudem in weitreichender Ausle-
gung des Äquivalenzbegriffs. Die
Zahl der Fälle steigt bedenklich
und lädt zu einer aggressiven Pa-
tenttaktik ein, so dass der innova-
tive Mittelstand seine traditionell

Die Gehaltsunterschiede zwi-
schen Universitäts- und Fach-
hochschulabsolventen haben in
den vergangenen Jahren abge-
nommen. Wie eine Untersuchung
von Kienbaum zeigt, wird der
Master analog dem Universitäts-
abschluss und der Bachelor ana-
log dem Fachhochschulabschluss
vergütet. 

Im Schnitt verdient ein Bache-
lor-Absolvent zu Beginn seiner
Karriere 39.000 Euro, das Gehalt

eines Master liegt um 3.000 Euro
höher. Das Einstiegsgehalt eines
Ingenieurs mit Fachhochschulab-
schluss beträgt heute durch-
schnittlich 41.000 Euro im Jahr,
der Universitätsabschluss wird mit
lediglich 2.000 Euro mehr hono-
riert. 2004 betrug der Unterschied
noch 3.000 Euro. Neben dem aka-
demischen Grad sind vor allem die
Zusatzqualifikationen für die Hö-
he des Einstiegsgehalts entschei-
dend: Praktika, Auslandserfahrun-

gen und gezielt gewählte, zum Be-
rufswunsch passende Studien-
schwerpunkte. Solche »High Po-
tentials« können vergleichsweise
hohe Gehälter beim Berufseinstieg
erwarten: Ihre Leistung wird
durchschnittlich mit 45.000 bis
50.000 Euro im Jahr vergütet. »Ein
noch höheres Gehalt ist realisier-
bar, wenn ein High Potential einen
Master of Business Administrati-
on (MBA) vorweisen kann. Dieser
Abschluss kann das Einstiegsge-

halt um bis zu 10.000 Euro stei-
gern«, sagt Kienbaum-Vergütungs-
experte Christian Näser. 

Der Master-Abschluss wird im
Vergleich zum Bachelor und zur
Promotion nahezu branchenüber-
greifend bevorzugt. Doch die
Chancen für Berufseinsteiger mit
Bachelorabschluss haben sich er-
heblich verbessert, so Näser, be-
sonders in den Branchen Handel,
produzierendes Gewerbe und
Bau/Immobilien. (sc)               ■

passive Rolle im Patentwesen auf-
geben muss. Es sind gerade seine
vielversprechendsten Produkte,
deren störendes, weil strategisches
oder Markt veränderndes Potenzi-
al erkannt wird und gegen die sich
der Angriff aus Patenten richten
kann. Im Missbrauchsfall wird das
ökonomische Ziel der Patentier-
barkeit ins Gegenteil verkehrt: Pa-
tente behindern dann die Innova-
tion direkt oder deren Vermark-
tung wird durch zweifelhafte Ver-
wendungspatente behindert. 

Wie sollte eine Reform des Pa-
tentwesens aussehen? Ist das Pa-
tentgesetz nicht ausreichend
oder wird es nur unzureichend
umgesetzt?
Die notwendige Reform des Pa-
tentwesens wird nicht durch Be-
kenntnisse zur Qualitätsverbesse-
rung erreicht. Einen konkreten
Maßnahmenkatalog hat u.a. der
Patentverein in Veröffentlichun-
gen, Vorträgen und in Gesprächen
mit Verantwortlichen für das Pa-
tenwesen vorgeschlagen. Gefor-

dert wird beispielsweise ein Ver-
bot von Verwendungspatenten,
die konsequente Nichtzulassung
von Softwarepatenten, eine Neu-
ausrichtung des EPA-Verwal-
tungsrats, eine Änderung der Prü-
ferbesoldung, die Schaffung von
Rechtssicherheit, die Aussetzung
von Verletzungsurteilen bei paral-
lelen Einsprüchen.

Das Patentgesetz ist eigentlich
ausreichend und in seiner Zielset-
zung vernünftig. Die beklagten
Auswüchse sind auf die Umset-
zungspraxis zurück zu führen mit
den Grundübeln Patentflut, man-
gelnde Prüfung und möglicher
Missbrauch. Dabei ist es erstaun-
lich, welche gigantische Blindleis-
tung sich die Industrienationen
mit Patentierungen auf niedrigem
Qualitätsniveau leisten. Das Pa-
tentgesetz wurde zum Nutzen der
Gesellschaft geschaffen unter In-
kaufnahme von Monopolen. Dass
Monopole dem Markt schaden
braucht nicht durch das Patent-
system bewiesen zu werden. 

Patentverletzungs- und Ein-
spruchsverfahren: hier haben
auch die großen Unternehmen
den längeren Atem. Was raten
Sie betroffenen Mittelständlern?
Grundsätzlich sollte sich der Mit-
telstand in Patentfragen stärker ar-
tikulieren und engagieren und in-
nerbetrieblich eine Verteidigungs-
strategie aufbauen. Im Streitfall
liegen die Trümpfe beim wirt-
schaftlich Mächtigen und durch
eine oft unkritische »Pro-Patent«-
Voreingenommenheit auch eher
beim Klageführer. Allein die Tat-

sache eines langjährigen Patent-
streits beschädigt bereits ein inno-
vatives Produkt. Sogar über tech-
nische Grundlagen wie die Defini-
tion einer Frequenz und ihres
Äquivalenzbereichs wird bei-
spielsweise seit fünf Jahren trotz
klarer Aussage eines Gerichtsgut-
achters juristisch gestritten. 

Mancher Mittelständler geht
derzeit den Weg, seinerseits die
Tagesarbeit seiner Ingenieure
zum Patent anzumelden. Dies
halten wir für einen Irrweg und
Wahnsinn, kann aber ein Produkt
schützen, aus dem Äquivalenzbe-
reich heraus zu kommen. Andere
Aktionen der Verzweiflung sind
proaktive Veröffentlichungen, um
Stand der Technik zu schaffen,
oder sogar der Rückbau von In-
novationen. 

Der betroffene, d.h. durch eine
Verletzungsklage bedrohte produ-
zierende Mittelständler hat ei-
gentlich immer den Schaden.
Auch falls das Streitpatent nach
vielen Jahren vernichtet sein soll-
te, ist der Markt verloren. Scha-
densersatz aus entgangenem Ge-
winn gibt es nicht. Wenn der Mit-
telständler erst betroffen ist, ist
es eigentlich schon zu spät. Er
darf nicht warten, bis er betrof-
fen ist, sondern sollte sich  mit sei-
nem zweifelsohne vorhandenen
Gewicht in die Patentdiskussion
einbringen, um über die Politik
und Öffentlichkeit vom Patentwe-
sen selbst, aber auch vom Gesetz-
geber die notwendigen Reformen
zu verlangen.

Die Fragen stellte 
Corinne Schindlbeck
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Entscheidend sind Abschluss und Zusatzqualifikationen

Einstiegsgehälter: Bachelor, Master und Diplom gleichen sich an 

Der Kieler Rechtsanwalt und Patentan-
walt Dr. Jan Tönnies plädiert für eine
Beschränkung des Patentrechts auf
das ökonomisch Vernünftige: »Tat-
sächlich lässt sich die Notwendigkeit
des Patentsystems aus volkswirt-
schaftlicher Sicht nicht zweifelsfrei be-
gründen. Die Zunahme von Patentan-
meldungen als Zeichen für innovativen
Fortschritt zu sehen, ist so sinnvoll wie
die Zunahme der Inanspruchnahme
von Gefängnissen als Erfolg der Krimi-
nalitätsbekämpfung aufzufassen. Lei-

der gibt es heute einen zunehmenden
Missbrauch des Patentrechts, mit der
Folge, dass Innovationen behindert
werden. Durch Reformen muss die tat-
sächliche Förderung von Innovationen
wieder zur Geltung kommen. So soll-
ten Neuerungen, die beispielsweise
Schnittstellendefinitionen und Stan-
dards darstellen, von der Patentierung
ausgeschlossen werden. Die Erteilung
von Patenten auf Software und soft-
warebasierte Geschäftsmethoden
muss gestoppt werden.«

i Patentrecht beschränken
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